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P~~r~~~~~~~~~i~~~~ Die Bearbeitung von
Ken nzeichen -Anzeigen

Die Verfolgung der Hauptunfallursachen zeugen bleibt zumeist der Firmeninhaber Weise die Identität von Halter und Fahrer
"überhöhte Geschwindigkeit" und "un- auch Halter"; eine andere Betrachtung ist belegen". Darauf stellt auch das zivilrecht-
genügender Sicherheitsabstand" sowie der angezeigt, wenn der Firmenangehörige liche Urteil des LG Frankfurt ab'". Das LG
Rotlicht- u.a. Verstöße wird seitens der Po- auch privat über das Fahrzeug verfügen hatte den Erlaß eines Bußgeldbescheides
lizei und der Kommunen durch mobile und kann". Auch bei Ehegatten ist maßgebend wegen eines Parkverstoßes allein aufgrund
stationäre Anlagen vorgenommen. Die Tä- die Ausübung tatsächlich längerer Verfü- der Haltereigenschaft als willkürlich und
terermittlung beginnt mit der sog. Halter- gungsgewalt und zugleich Gebrauch für ei- amtpflichtverletzend i.S.d. § 839 BGB be-
feststellung und der Identifizierung anhand gene Rechnung'o. zeichnet und daraus Schadensersatzpflich-
des Lichtbildes. Die Ermittlung der Fahr- . ... ten gegenüber dem Betroffenen (hier:
zeugführer bei diesen sog. Kennzeichen- D~r Halt~rbegrlff des § 7 StVG Ist Identisch Rechtsanwaltskosten) geschlossen. Auch
Anzeigen gestaltet sich angesichts der kur- mit d~m In § 2,1 StVG (Fahren ohne. Fahrer- das Vorhandensein eines Täterfotos, mag
zen Verjährungsfrist des § 26 111 StVG von laub~ls) oder In den. Beschaffenhelts- und dieses auch nach seiner Ermittlung eine si-
drei Monaten im Lichte der neueren Recht- Ausrustungsvorschrlften der StVZO [z.B. chere Identifizierung erlauben, genügt al-
sprechung zunehmend schwieriger. Zen- § 31 (Verantwortung für den Betrieb) oder leine nicht'". Das gilt selbst dann, wenn das
traler Anknüpfungspunkt ist dabei die Be- § 31a StVZO .(Fahrtenbuchauflage)] ver- Radarfoto z.B. eine ca. 30jährige weibliche
troffeneneigenschaft. wendeten Begriff. Person zeigt und das Fahrzeug auf eine

, .,.. . 30jährige Frau zugelassen ist. Nach der all-
. . Der gleiche Halter~egrlff wird auch fur die gemeinen Lebenserfahrung ist nämlich

Definitonsche Abgrenzungen Kostentragungspfllcht nach § 25a StVG ~u- auch bei privat genutzten Fahrzeugen die
grunde ge~egt':. Da~ der Gesetzgeber dle- Möglichkeit, daß sie von Familienangehöri-

Betroffener s:m Begriff hier eine andere. Be~eutung gen, Angestellten, Freunden oder Bekann-
N h d OW'G . t d " I B - hatte zugrunde legen wollen, Ist nlC~t er- ten des Halters geführt werden im allge-ac em I IS nur erjenlge ase kennbar zumal es auch ungerechtfertigt er-. , '
troffener zu verstehen gegen den ein Ver- h. ' . d h. . htl. h d K t meinen sehr naheliegend., . ' .., sc lene, Jeman en Inslc IC er os en
fah!en bel einem Tat~erdacht g~rlcht~t ISt. haften zu lassen, der nicht tatsächlich über Zu den hohen Anforderungen, die an die
~el de~ sog. Kennzelchen.~Anzelgen rlch.tet das Fahrzeug verfügt". Dem Hinweis, die Feststellungen zur Identifikation des Be-
sich dle~er Verda~ht zunachst gegen eine Verwaltungsbehörde dürfe allerdings so troffenen an hand vorliegender Beweisfotos
namentlich noch nicht bekannte Person. lange davon ausgehen, daß der Inhaber der im gerichtlichen Verfahren gestellt werden,

I h b d tl " h Z I amtlichen Zulassung tatsächlich Halter ist, wurden in der J'ün g eren Rechtsprechung
n a er er am IC en u assung .. .

bis dIeser das Gegenteil geltend macht'3, bereits mehrfach Stellung genommen'o.
Die Ermittlungen setzen regelmäßig beim muß allerdings zumindest teilweise wider- Zwar kann in einem summarischen Verfah-
"Inhaber der amtlichen Zulassung" des in sprochen werden. Richtig ist, daß derje- ren naturgemäß (zunächst) nur an hand von
Rede stehenden Fahrzeugs an. Diese Be- nige, der die Haltereigenschaft leugnet, ob- schriftlichen Unterlagen entschieden und
zeichnung soll den Begriff des Halters er- wohl die Fahrzeugpapiere auf ihn ausge- deshalb auch nur eine Überzeugung min-
setzen, da zum Zeitpunkt des Beginns der stellt sind, zu bedenken hat, daß ein derar- deren Grades erlangt werden". Dies darf je-
Ermittlungen noch nicht einmal die Zuord- tiges Verhalten gemäß §§ 27 I Nr. 1; 69a 1I doch nicht dazu führen, daß selbst juristi-
nung als Halter eindeutig geklärt ist. Nr. 12 StVZO ordnungswidrig 1st. Nach der sche Personen als Inhaber der amtlichen

genannten Vorschrift des § 27 StVZO müs- Zulassung als Betroffene deklariert werden.
Halter sen nämlich die Angaben im Fahrzeugbrief Der immer noch weit verbreitete Automatis-

. . . , ,.. und im Fahrzeugschein ständig den mus, den Halter mit dem Fahrer gleichzu-
DIe H~lterelgens~haft ISt I~ erster lI~le .el~ tatsächlichen Verhältnissen entsprechen'4. setzen, führt dazu, daß Ermittlungsbehör-
r~?ht~lches un~ wlrtschaftll~hes Verhaltn!s . Problematisch erscheint dieser Rückschluß den z.B. den Halter selbst dann noch als
Fur die Halter~lgenschaft einer Person sind insbesondere bei Firmen-, Leasing-, Miet- Betroffenen statuieren, wenn dieser
weder das Eigentum am Fahrzeug ent- und Ehegattenfahrzeugen. Letztere können .. . "
scheidend noch der Umstand, für wen das nicht ohne weiteres als Betroffene statuiert - sich nicht zur Sache eingelassen hat;
F,ahrzeug zugelas~en ist. Auch wer, die Ver- werden (zur Begründung siehe weiter un- - auf dem Anhörungsbogen die Zuwider-
sIcherung abschließt un~/oder, die Kraft- ten). Das in anderem Zusammenhang bei handlung bestreitet ("Nein")'3;
fahrzeugsteuer bezahlt, ISt allein deshalb Hentschel" zitierte Erfordernis nach erfolg- , . d F h b '4h . h H It .3 H It ' F h ,- sich weigert, en a rer zu enennen ;
~oc, nlC t a e.., a er eines a ~.eu~s loser Anhörung des Halters mittels An- .,. ,
ISt vielmehr, wer die Ver~nt"Y°rtun.~ fur die hörungsbogen, denselben als Zeugen zu - auf de~ Beweisfoto eindeutig nlch~. als
Lenkung ganz oder teilweise tragt, das vernehmen ist so ebenfalls nicht mehr halt- Fahrer In Frage kommt (Fahrer = mann-
Fahrzeug in Eigenrechnung in Gebrauch bar. ' lich/Halterin = weiblich).

hat und die Verfügungsgewalt besitzt, die
~~n solcher Gebrauch vora~ssetzt'. Die Ver- Fahrzeugführer Problematischer
fugungsgewalt besteht darin, daß der Fahr- ..
zeug benutzer Anlaß, Zweck und Zeit seiner Fahrzeugführer dagegen ist, wer das Fahr- Anhorungsbogen
Fahrten selbst bestimmt'. Selbst wenn bei zeug selbst unmittelbar unter bestim- . '
der Zulassung auf eine juristische Person mungsgemäßer Anwendung seiner An- ~Ie ~ordrucke. von Verkehrsordnun.gswl~-
(A-Halter) auch der z.B. Firmeninhaber (B- triebskräfte unter eigener Allein- oder Mit- rlgkelten-A~zel.gen (Bußgeldbescheid) wel-
Halter) eingetragen ist, kann daraus kein verantwortung in Bewegung setzt'". sen grundsatzlIch folgenden Text auf:

Rückschluß auf die, Halter~igenschaft ge- "Dem Betroffenen wird zur Last gelegt,
zogen werden. Bel Leasing-Fahrzeugen Schlußfolgerungen am ... folgende Ordnungswidrigkeit
muß nach den im Einzelfall getroffenen Ver- nach § 24 StVG begangen zu haben:...".
einbarungen entschieden werden". Bei Aus der Haltereigenschaft die Führereigen-
Mietwagen ist bei längerer Mietdauer der schaft zu folgern, verstößt gegen das Will- Der Vordruck "Schriftliche Verwarnung/ An-
Mieter als Halter anzusehen'. Bei zu dienst- kürverbot, wenn nicht weitere Beweisanzei- hörungsbogen" enthält zusätzlich unter an-
lichen Zwecken überlassenen Firmenfahr- chen hinzutreten, die in nachvollziehbarer derem folgende Belehrung:
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Nach § 55 OWiG wird Ihnen hiermit Ge- Die Vorschriften der StPO über Zeugen Wege von Büroermittlungen (z.B. Anhörung

i~genheit gegeben, zu dem Vorwurf Stel- (§§ 48 ff.) sind im Bußgeldverfahren der Ver- und Vorladung des Zeugen, Antrag auf Vor-

lung zu nehmen. Es steht Ihnen frei, sich waltungsbehörde sinngemäß anzuwenden führung und richterliche Vernehmung. des

zu der Beschuldigung zu äußern ..." (§ 161a StPO i.V.m. § 46 OWiG). Zeugen, Anhörung des Betroffenen, Llcht-

und/oder Zeugen sind demnach zum Erscheinen vor bildabgleich), teils vor Ort (z.B. Wohnum-

"Sollte innerhalb der gesetzten Frist hier der Verwaltungsbehörde verpflichtet27. Die feldbefragung, Ermittlungen beim Betr?ffe-

keine Antwort eingehen, wird davon Anordnung der Vorführung ist jedoch im nen, Durchsuchung z.B. der Geschafts-

ausgegangen, daß Sie von Ihrem Äuße- Bußgeldverfahren derVerwaltungsbehörde räume einer Firma) durchgeführt werden

rungsrecht keinen Gebrauch machen dem Richter vorbehalten (§ 46 V OWiG)28. können.

'" wollen. Sie können damit rechnen, daß Die Verfolgungsbehörde kann nach § 162 ,. , .. .

li'
ll h .t A h .. d V I d ng StPO I' V m § 46 OWI ' G el .ne ri c hterliche Immer hauflger treten Uberlegungen In den, 0 ne wel ere n orung 0 er or a u . . . , ,. ,

ii!i! I ein Bußgeldbescheid gegen Sie erlas- Entscheidung herbeiführen, wenn sie zuvor Vordergru,nd, den Grad polizeilicher Erml~~

I " sen wird". die Vorführung durch den Richter ange- lungsarbe!t an de:n.pers?nellen und sa~hll

.. droht hat29. ch~n sowie ad':1I~lstr~tlven und o~ganlsa-

Durch die Ubersendung dieser Vordrucke torlschen Schwierigkeiten der ErmIttlungs-

wird gegenüber der solcherart angeschrie- S.ollten Zeuge.n unberechtigt der ~orladu~g behörden festzuma~~en. Zwischen diesem

benen Person der Anschein erweckt, daß nicht Folge leisten, kann gegen sie gemaß Aufwand und der Hohe des Verwarnungs- I
gegen sie ein Ermittlungsverfahren wegen § 161a 11, 51 StPO ein Ordnungsgeld fest- /Bußgeldes (= Erfolg) darf im Einzelfall kein l

einer Verkehrsordnungswidrigkeit eingelei- gesetzt werden. Darüber hinaus kann auch Mißverhältnis bestehen. Der Grundsatz der

tet worden ist. Aufgrund der Formulierun- ein Antrag auf richterliche Vernehmung ge- Verhältnismäßigkeit erhält dabei eine ganz

gen des Anhörungsbogens kann zumal bei stellt werden (§ 33 I Nr. 2 OWiG). andere Dimension. Dementsprechend wird

einem juristischen Laien der Eindruck ent- Der Zeuge muß wahrheitsgemäß aussa- zu Recht gefordert", daß die Ermittlungs-

stehen, daß sie als Betroffene i.S.d. OWiG gen'o. Allerdings steht ihm ein Zeugnis- behörde zunächst die Büroermittlungen
in Betracht kommt25. Die Formulierungen (§ 52 StPO) und/oder Auskunftsverweige- stufenweise abarbeitet. Dabei gewinnt - in

zielen eindeutig auf den Betroffenen, denn rungsrecht (§ 55 StPO) unter den dort ge- letzter Zeit zunehmend - der Lichtbildab-

nur dieser hat ein Äußerungsrecht; andere nannten Voraussetzungen zu. gleich immer mehr an Bedeutung.

Verfahren beteiligte - namentlich Zeugen - . .. " .

dagegen unterliegen der Aussagepflicht26. Allerd!n~s s~oßt das Ve~ahre~ dann .a~f Na?h de~ PAusW durfen dl.f!' Personalaus-

SchwIerigkeiten, wenn sich die Verteldl- welsbehorden anderen Behorden auf deren

Der Vordruck "schriftliche Verwarnung/ An- gung auf das Vorliegen des Status eines Ersuchen Daten aus dem Personalausweis-

hörungsbogen" umfaßt funktional bedeut- Betroffenen beruft, was, wie oben geschil- register übermitteln. Voraussetzung ist, daß

same, gleichwohl rechtlich unterschiedli- dert, angesichts des auf der schriftlichen (§ 2b II Nr. 3 PAuswG) die Daten bei dem

che Aspekte: Verwarnung/dem Anhörungsbogen ver- Betroffenen nicht oder nur mit unverhältnis-

. wendeten Belehrungstextes leichtfällt. mäßig hohem Aufwand erhoben werden
Steht der Sta~us des Betroffenen fest" ISt Deshalb ist es unabdingbar, den Inhaber können.

der V,or~ruck In der Tat al~. An~ebot einer der amtlichen Zulassung bereits im ersten , ,. ,
"schriftlichen Verwarnung mit Verwar- Anschreiben richtig zu statuieren. Betroffener I.S.d. PAuswG ISt derjenige, der

nungsgeld und/oder "Anhörungsbogen" durch eine Maßnahme (hier: Datenüber-

zur Wahrung des rechtlichen Gehörs des mittlung i.S.d. § 2b I1 Nr. 3 PAuswG) der

Betroffenen anzusehen. Polizei als Personalausweisbehörde in seinem Recht

B~i sog.. Kennzeichenanzeigen steht z~- Verwaltun g sbehörde a~f infC?rmationelle Selbstbestimmung tan-

nachst nicht fest, ob der Inhaber der amtll- giert wird.

chen Zulassung - soweit es sich um eine ". .,
natürliche Person handelt - Zeuge oder Be- Die. Pf~lc~ten eines Zeu.gen geg~nuber der Was dabei als für eine Behörde noch zu-

troffener ist. In diesen Fällen besitzt der Vor- P?IIZel ,sln,d. nur dann elngeschrankt, wenn mutbarer Ermittlungsaufwand angesehen

druck rechtlich eine Alternativfunktion: ent- die Pollzf!'1 Im Rahmen der Strafverfolgung werden muß, ist analog in der Rechtspre-

weder hat der Inhaber der amtlichen Zulas- als Er~l~tlun~sorgan ~er Staatsanw~lt- chung zu § 31 a StVZO (Fahrtenbuchauf-

sung sich als Zeuge einzulassen oder, wenn s?haft tatlg wird ode~. nlC~t selbst zusta~- lage) und § 25a StVG (Kostentragungs-

er sich dann als Betroffener erkennt, zur Sa- ?Ige Verwaltungsbehorde I.S.d. § 36 OWIG pflicht des Halters) des öfteren entschieden

che auszusagen, beziehungsweise kann ISt.., . , ., . worden34. Es scheint ausreichend, wenn die

die Aussage verweigern. Gemaß § 35 OWIG ISt fur die Yer:olg~ng Ermittlungsbehörde nach den Umständen

und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten des Einzelfalles nicht in der Lage war, den

Die Doppelfunktion des Vordrucks ist, wie die Verwaltungsbehörde zuständig, soweit Täter zu ermitteln, obwohl sie alle ange-

die polizeiliche Erfahrung lehrt, von in der nicht eine andere Aufteilung der Kompeten- messenen und zumutbaren Maßnahmen

Regel juristischen Laien nicht ohne weiteres zen durch Rechtsverordnung festgelegt getroffen hat. Ob die Aufklärung angemes-

erkennbar. Um derartige Mißverständnisse ist". sen war, richtet sich danach, ob die Be-

zu vermeiden, haben einige Polizeibehör- Gemäß § 36 II OWiG können die Landesre- hörde in sachgerechtem und rationellem

den namentlich unter den Prämissen der gierung der einzelnen Bundesländer die Zu- Einsatz der ihr zur Verfügung stehenden

o.g. Rechtslage die Vordrucke in Eigenlei- ständigkeiten durch Rechtsverordnungen Mittel nach pflichtgemäßem Ermessen die

stung weiterentwickelt oder verwenden zu- zuweisen. Dies geschieht regelmäßig'2; je Maßnahmen getroffen hat, die der Bedeu-

sätzliche Stempelaufdrucke, um insbeson- nach Ausgestaltung der Zuständigkeitsver- tung des aufzuklärenden Verkehrsver-

dere bei juristischen Personen als Inhaber ordnungen ist die Polizei dann zuständige stoßes gerecht werden und erfahrungs-

der amtlichen Zulassung den Status des Verwaltungsbehörde (= Verfolgungs- und gemäß Erfolg haben können'5.

Zeugen unmißverständlich herauszustel- Ahndungsbehörde), solange sie die Sache

len. Es erscheint in der Tat dringend gebo- nicht an die Kreisordnungsbehörde abge- Dagegen ist der Abgleich zwischen dem

ten, die- Vordrucke zu ändern, da die ver- geben hat. Tatfoto und dem im Personalausweis- und

wendeten Vordrucke den jeweils zutreffen-. Paß register abgelegten Paßbild nicht nur

den Status nicht hinreichend transparent D,as b~de:utet ~m Umkehrschluß.: solange bei VZR-eintragungspflichtigen Verstößen,

erscheinen lassen. die Pollze~ Herrin des Verfahrens I~t, ha~en sondern auch bei geringfügigen Ordnungs-

.. Zeuge~ dl.e R.echte - abe~ au.ch die Pfllch- widrigkeiten zugelassen. Diese Vorgehens-

Der Halter als Zeuge In einem t~n - wie sie die StPO vorgibt, Insbesondere weise haben einige Landesdatenschutzbe-

Verfahren gegen Unbekannt gilt § 161 aStPO. auftragte unter Hinweis auf die Verhält~is-

mäßigkeit beanstandet. Der BLFA-OWIG36

Wie vor dargelegt, besitzt der Inhaber der . hält jedoch (richtigerweise) weiter daran
Zulassung aus Rechtsgründen zunächst Ermlttlungsr'!l°gll~hkelten. u.a. fest: Die,.u~abhängig vom Gewicht.der Tat

eindeutig den Status eines Zeugen in einem durch den Llchtblldabglelch stets mogllc~.e Z.eugenbef~ag~ng Im ~r:n-

Verfahren gegen Unbekannt. Bei juristi- feld des Verdachtlgen erweist sich dabei Im

schen Personen ergibt sich dieser Status Der Verwaltungsbehörde steht eine Reihe Vergleich zum Bildabgleich als deutlich ein-

für den jeweils Verantwortlichen apriori. von Maßnahmen zur Verfügung, die teils im griffsintensiver.
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Verjöhrungsproblematik § 344 StGB . ~uBn~:~~~,OWiG,11,Aufl,(1995),Rz,49Vor§590WiG,
I\/erfol gung Unschuldi g er ) 2 Ja90w,StVZO,Losebl,Stand1996,Rz,4zu§31StVZO;vgl,OLG

\Y DusseldoriDAR1991,29(31)m,w,N,§ 33 OWiG listet enumerativ37 die Anwen- 3 Jagusch/Hentschel, Streßenver1<ehrsrecht, 34, Aufl, (1997), Rz,

d f "
ll d V "' h b h 14zu§7StVG, ungs a e er erJa rungsunter rec ung" ' , 4 BGHVRS7,30;22,422;32,274;65,106,

auf Entsche 'ld ndes K 't r' m h h' ' t Spatestens seit der Entscheidung des 5 Jagusch/Hentschel, Rz, Rz, 14 zu § 7 StVG m,w,N,; Jagow, Rz,3
, e rl e IU auc ler IS BV rfG44 ß d " ' t T ' I ' zu§31 StVZO,

die Betroffeneneigenschaft, Wo diese nicht e m~, le In wel e~ el en Imm~r 6 i~1~~Ö::,~~I,Rz,16aZU§7StVGm,W,N,;JagOW,Rz,4ZU

ausdrücklich erwähnt ist wurde diese noch praktizierte ~ummarl~che, Bea:~el- 7 Jagusch/Hentschel, Rz, 16 zu § 7 StVG m,w,N,; Jegow, Rz, 4 zu
" " tung solcher Anzeigen bel gleichzeitiger §31 StVZOm,w,N,

Lucke durch die Rechtsprechung ge- St t ' d I h b d I ' h Z 6 OLGHammVRS17,382;OLGZweibrückenVRS31,290,

hl a ulerung es n a ers er amt IC en u- 9 Jagusch/Hentschel, Rz, 16 zu § 31 StVZO,

sc ossen, I I B ff h d 10 Jagusch/Hentschel,Rz,19zu§7StVG, assung as etro enen auc unter em 11 OLGOsnabrückNZV1966,196

S b ' h d ' V d ' Aspekt d V rf I U h Id ' 12 Hentschel, Die Kostentregungspflicht des Haltore eines Kfz bei

0 unter rlc t le ersen ung eines An- er e 0 gung nsc u Iger Halt- oder Parkverstößen (§ 25a StVG), in: DAR 19B9, 90,

hörun
g sbo g ens (§ 33 I Nr 1 OWiG ) an eine gemäß § 344 StGB ab g elehnt werden4' 13 AG Essen DAR 19B9, 115; zust, Jagusch/Hentschei, Rz,10 zu §

, ",,' 25a StVG unter Hinweis auf Hentschel, o,a,O,
juristische Person (Unternehmen Firma Dies gilt vor allem In den bereits oben be- 14 Hentschel, a,a,O

,~ h ' b F" II d ß h d B ' 15 Jagusch/Hentschel,Rz,3zu§31aStVZO,etc,), verbunden auch z.B. mit der Bitte, den sc rle enen a en, a nac em ewels- 16 Janiszewski, Verkehrsstrairecht, 4, Aufl, (1994), Rz, 827; Ja-
Fahrer zu benennen, die Verjährung nicht38, foto der Halter eindeutig als Fahrer nicht in g~~~entschel, Rz, 11 zu § 21 StVG; Jogow, Rz, 3 zu § 31

denn die Unterbrechungshandlung ist hin- Frage kommen kann oder bei Ermittlungen 1~ ~~~,~~~~2J:b~7~)1~,94),

sichtlich des Fahrzeugführers nicht an ei- ~~otz zwische~zei.tlich eingetr~tener Ver- ~~ ~r~ ~;~~9Jfv 519:91,263; NZV 1995, 16; DAR 1996, 69; OLG

nen individuell bestimmten Täter gerichtet. Jahrung, Auch In einem summarischen Ver- Stuttgart DAR 1993, 72; OLG Düsseldori NZV 1994, 445; BayO-
. .,. f h ß ' S. d ' h d bLG NZV 1995,163; OLG Oldenburg NZV 1995, 94; OLG Köln

Zwar Ist anerkannt3S, daß die schriftliche aren mu Im Inne er mc t zuletzt urch NZV 1995, 202; OLG Karlsruhe DAR 1995, 337; OLG HamburgA h " d. d Urt 'I d BV rfG48 f d rt R ht DAR 1995, 500; BGH DAR 1996, 9B; vgl dazu Löhle/Beck DARn orung, le dem Betroffenen Gelegen- as el es e ge or e en ec - 194,479; Löhle/BarrDAR 1995,309(313)m,w.N.

heit gibt, sich zur Beschuldigung zu äußern, staatlichkeit mit einer dem ~inzelfall ge- ~~ ~:u~~e~~~'E96am.w.N.
zur Ver)' ährun gsunterbrechun g i S e Be- recht werdenden Sorgfalt ermittelt werden. 23 OLG DüsseldorfVRS 55, 360.. . . , . 24 OLGKÖlnVRS67,462;OLGStuttgartNZV1969,203
kanntgabe eines gegen ihn geführten Er- Dem Verfasser liegen jedoch Stellungnah- 25 ~hluBAGKölnBO1 OWi4030/95

.ttl rf h . ht ' d h " men vor d 'le m ' nde t .h e W rtl t 26 Gohler,Rz.45,57zu§590WiG,ml ungsve a rens ausrelc ,je oc Ist In ,zu I sir m 0 au 27 Göhler,Rz.45,57zu§590WK3.
dem beschriebenen Fall die Verwendung nach eindeutig bekunden, daß es lediglich ~~ ~:::~:~~~§~5g~~iG;RZ.33ZU§460WIG

eines Anhörun
gsbo gens rechtsfehlerhaft. um die rasche Abarbeitung eines Massen- 30 K~inknecht/Meyer-GoBner, StPO, Rz. 5 Vor § 46 StPO.

. .. 31 Gohler, Rz,1azu§360WIG.
hier müßte ein Zeugen-Fragebogen Ver- produktes unter ebenso eindeutiger Ver- 32 Siehe hierzu Anhang Teil B bei GOhler,

. d " t . b h d R h 33 VgIRdErI.IMNWvom01.10,1967(SMBI,NW20510)i.d.F.vom
wendung finden. rangung e walger este en er ec tsbe- 1511.1996 (MBI. NW 1997, S. 90; .Verfolgung von Verkehrever-

. ' denken ht stößen durch die Polizei"),
Auch die Anordnun g der Vernehmun g eines ge . 34 Fur viele: Jagusch/Hentschel, Rz. 6, 7 zu § 258 StVG; Rz. 3 zu B

31aStVZO
Betroffenen in einem Amtshilfeersuchen Es wird nicht verkannt, daß diese Vorge- 3536 SBVerwGl/9DAR 1966' /1669 '

0tb ' htd ' V "' h dVkh d " itzung7am16.2.1997.un er rlc le erJa rung er er e rsor - henswelse zusätzliche Sach- und Perso- 37 Göh~Rz,2zu§330WiG.
.d ' k . d B ff . I " 33 Göhler,Rz. 13und 14 zu §330WiG; OLG Köln DAR 1996,246;

nungswi rlg eltnur,wenn er etro eneln na ressourcen beansprucht. Auch ruckt OLG Hamburg NZV997,266; OLG Hamm DAR 1997,250; OLG

dem Ersuchen hinreichend konkretisiert ist durch den entstehenden Z
usätz ll' chen Zel' t - Brandenburg, Urteil vom 10.04.1997 [2 Ss (0Wi) 22 8/97] nv,

39 Gohler, Rz 10 zu § 33 OWiG.

oder
J'edenfalls aufgrund bei den Akten be- aufwand der Eintritt der Ver]' ährun g bedroh- 40 OLG Düsseldorf DAR 1995, 374.

, . 41 BGHNJW1997,596.
flndllcher Unterlagen bestimmt werden lich näher, Eine andere Bearbeitung verbie- 42 BaschlußAG Köln vom 11.06.1997 (505 Gs 1130/97) n.v.
k 40 t t ' h . d h f d d b d 43 GOhler,Rz.27zu§330WiG.ann , e SIC Je oc au grun er 0 en arge- 44 NZV 1994,197 (= VM 1994, 94),

stellten Gründe 45 Vgl. LG Hechlngen NJW 1966,1623.
Gleiches gilt für die richterliche Verneh-' 46 a.a.O,

mung von Zeugen (§ 33 I Nr. 2 OWiG): hier
wird die Verjährung auch nur dann unter-
brochen, wenn bereits gegen eine nament-
lich bekannte natürliche Person als Betrof-
fenen ermittelt wird4'.

Beschlagnahme- und Durchsuchungsan-
ordnungen der Verfolgungsbehörde oder
des Richters (§ 33 I Nr. 4 OWiG) unterbre-
chen ebenfalls die Verjährung nur dann,
wenn bereits gegen einen konkret Betroffe-
nen ermittelt wird4'.

Auch die vorläufige Einstellung des Verfah-
rens wegen Abwesenheit des Betroffenen
unterbricht die Verjährung nicht, solange .. . .
nicht konkret gegen eine bestimmte Person Unfallursache, DIcht angepaßte Geschwmdlgkelt

ermitt~lt wird. Zude~ steht nicht, wie gefor- pP SO/V1lI4 mobiles Lichtschranken-Geschwindigkeitsmeßgerät.
dert, die Abwesenheit des Betroffenen fest: mit datenfunkgekoppelten Fotoanlagen Typ VIIl-4.
setzt man - wie in diesen Fällen regelmäßig Messungen in gleichzeitig beiden Fahrtrichtungen,

üblich - in rechtswidriger Weise automa- - 5 km/h bis 250 km/h -. Hohe Meßsicherheit mit

tisch Halter und Fahrer gleich (= Betroffe- 4-fach-Messung an jedem Fahrzeug!

ner), so steht zunächst einmal gerade des- esomat stationäre Geschwindigkeitsmeßanlage. mit indukti-
sen Anwesenheit fest, da ja die Halte- 2000 ven Meßsensoren in die Fahrbahntiefe verlegt, zur
radresse vorliegt. Einwohnermeldeamtliche selektiven Erfassung, bis zu max. 3 Fahrspuren, mit
Anschlußermittlungen und/oder Vor-Ort- Front- und/oder Heckfoto. Ei~atzbereicb: auf Au~o-
Ermittlungen müßten hier erst ergeben der bahnen und Schnellstraßen. bel denen die Geschwm-
Betroffene habe seinen Wohnsitz ohn 'Ab- digkeit über sog. automatische Wechselverkehrszei-

, . e chen WVZ gesteuert wird.
meldung verlassen oder befinde sich im
Ausland. MR 6F-2 mobiles Radar-Gescbwindigkeitsmeßgerät, im Fahr-
E t d. St t ' . B ff d zeug eingebaut. garantiert den schnellen, flexiblen

rs le a ulerung eines etro enen un Meßeinsatz,
dessen festgestellte Abwesenheit ermögli-chen die vorläufige Einstellung eines an- 20 ~ahre kom~etenter Vertriebspartner der e~o GmbH, und..neu-
hängigen Ordnungswidrigkeitenverfahrens erdmgs auch!ür Produkte der Multanova~G. msbeson~ere fur I~-

., '" teressenten 1Ifi suddeutschen Bereich. Die oben gezeigten Bel-
und unte~b~echen damit die VerJahrung spiele aus einer großen Produktpalette versetzen uns in die Lage.
ebenso wie Jede danach getroffene Anord- Anforderungen aus der amtlichen Verkehrsüberwachung. für Sie
nung zur Aufenthaltsermittlung des Betrof- individuell zu lösen, dies sowohl für den Bereich der Polizei, als

fenen (z,B. Anfrage beim Einwohnermelde- auch für die Kommunalbehörde.

amt) oder zur Sicherung von Beweisen (z.B. T hn' h B .' P tf h 1137 D 88060T ttn43 ec ISC es uro os ac - - e ang

Zeugenvernehmung) , Telefon (07542) 8464- W. Beermann- Telefax (0 75 42) 5 35 30

PVT 2/98 71
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